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während der CC 1983 darauf verzichtet habe Obwohl diese Selbstbescheidung des kırchlichen Gesetzge-
ers längst überfällig WAar, wırd sıe in dem Taschenbuch doch verschiedentlich bedauert. Überdies: Warum
regt S1C| nıemand arüber auf, der Cu«C Codex uch auf das erıkale Privilegiıum torı und das
Privilegıum immunıtatıs der Geistlichkeit verzichtet hat( 1917, Can 120 und

Am Ende bleiben wel Fragen: Gehört die Kirchenasyl-Bewegung nıcht jenem Klerikalis-
INUS, der ımmer wıeder beobachtet werden ann. Er wird 1m Wesentlichen nıcht mehr VO Klerus elbst,
sondern Von kırchlichen der kırchlich gestimmten Gremien, Kreıisen, Zırkeln, Gruppen und dergleichen

Wıe beı allen Klerikalısmen wırd auch 1er eine Kompetenz in jenen Fragen beansprucht, die
primär Sachfragen der » Welt« und des Staates sınd. Gehört die Kırchenasyl-Bewegung nıcht jener
Protestbewegung, die seılit Jahrzehnten und für alles und jedes protestieren gewohnt Ist:
Bıldungsnotstand, Notstandsgesetze, Nachrüstung, Frauenordination USW. Gelegentlich hat INan den
Eindruck, daß manche Leute nıcht zutrieden sınd, wenn 1M Lande eLWAS uhe herrscht. Gespannt dart INnan

se1n, welcher » Protest« als nächster auf dem Programm eteht. Rudolf Reinhardt

HANS HEIMERL/HELMUTH PREE: Handbuch des Vermögensrechts der katholischen Kirche esonde-
rer Berücksichtigung der Rechtsverhältnisse in Bayern und Österreich (unter Mitwirkung VO  _ BRUNO
PRIMETSHOFER). Regensburg: Verlag Friedrich Pustet 1993 944 Geb

Dıieses Handbuch erläutert ın übersichtlicher Weıse in Hauptteilen die Grundlinien des kırchlichen
Vermögensrechts. Es beschreibt damıt eın geschlossenes Teilgebiet des neuen CI Buch V, Kırchenvermö-
SCHh Can 1254 bıs 1298 Es g1ibt einen außerordentlic wertvollen Überblick des Vermögensrechts der
katholischen Kırche, da der »Umgang MIt zeitliıchen Gütern einer verbindlichen Ordnung« bedartf ® 47)
Posıtıv tällt bei diesem Handbuch auf, daß 1mM Anschlufß eın behandeltes Thema neben der Darstellungder Sıtuatıon ın Österreich uch ıne aktuelle Rechtsprechungsübersicht angeschlossen 1St. Konkretisiert
werden dıe Themen Bezug auf die kirchlichen Bestimmungen iın den Dıiözesen Bayerns ne das Zur

Kirchenprovinz Bamberg gehörende Bıstum Speyer) und auf das bayerische Landesrecht, W as beı der
Vieltalt der Gesetzgeber ım iırchlichen und staatliıchen Bereich eine sinnvolle Einschränkung darstellt.

Im Hauptteil des Werkes werden die allgemeinen Grundlagen lllld Grundfragen des kırchlichen
Vermögens erläutert (S 33—128). Bereıts 1er wırd eınes der Anliegen des Handbuchs deutlich: Es erschliefßt
die Sachverhalte gründlıc. historischen, kırchenrechtlichen und staatskirchenrechtlichen Zusammen-
hängen und Ist damıiıt dem Praktiker eıne wertvolle Hılte Als Beispiel se1 angeführt, da{fß der Vertasser 1m
1. Hauptteıl nıcht DUr die » Vermögensfähigkeit der Kırche« 5 53), sondern auch die grundlegende
Frage ach dem »Kirchenvermögen und Armut« (D 60) untersucht. Dıie auf Seıite 73 entwickelten Prinzıpiendes Kırche-Staat-Verhältnisses, die 4uUuS dem Grundgesetz ableitbar sınd, bılden den Schlüssel ZU
Verständnis tür dıe vermögensrechtlichen Regelungsinhalte.

Im Hauptteıl werden dıe verschiedenen Möglıchkeiten des Vermögenserwerbs (> 131—252) darge-stellt. Folgerichtig beginnt dieser Hauptteıl mıiıt eınen Überblick ber die verschiedenen Systeme der
Kırchenfinanzierung S 133), wıe s1€e sıch in Miıttel— und Südeuropa herausgebildet haben Ausführlich
werden die vielfältigen Fragestellungen untersucht, die be1 der Einziehung der Kırchensteuer entstehen (Z

Steuersatz, Stundung, kontessionsverschiedene Ehepaare, Eıngegangen wiırd uch auf die
Besonderheiten des bayerischen Kırchensteuereinzugs. Dıie Einziehung WIr: d 1ler durch die kath Kirchen-
steueramter VOrglNOMMEN ( 161). Sehr ılfreich 1st der angeschlossene Exkurs steuerrechtlichen
Fragen WI1e Abgabenordnung und Gemeinnützigkeıit (5. 209), Eiınkommenssteuer (5. 216), Umsatzsteuer
(S 221) und Erbschafts— und Schenkungssteuer (S 223) Ebenso werden die Grunderwerbsteuer, rund-
steuer und Vermögenssteuer S 223—229). uch eiıne gründliche Erarbeitung des Kapitels »Fiınnahmen 4us
öffentlichen Kassen, ınsbesondere Staatsleistungen« (S 199) tehlt nıcht. In verständlicher Form werden die
Wurzeln der SOgeNaNNTLEN »historisc begründeten Staatsleistungen« nachgezeichnet, eın VO: Grundge-
SELUZ, Art. 140 ın Verbindung mit Art. 138 Abs Weıimarer Reichsverfassung bzw. der LandesverfassungBaden-Württemberg (Art. bestätigte Verpflichtung. Z7war wırd 1Im Handbuch auf Art. 145 der
bayerischen Verfassung verwıesen, 1es beeinträchtigt allerdings die Ausführungen ın keiner Weiıse.

Im Hauptteıil wird dıe kırchliche Vermögensverwaltung behandeltfDieser Abschnitt
dürfte insbesondere für den Praktiker Von besonderer Bedeutung se1n, umal Themen Wwıe unmıiıttelbare
mittelbare (hoheitliche) Vermögensverwaltung (S 253), Laıen als Vermögensverwalter (5. 255), Proze(ßtüh-
Iung und die Rechtsstellung des unmıittelbaren Vermögensverwalters besprochen werden. Im
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Kapıtel »Dıie Sorgfalts- und Rechtmäßigkeitspflichten« werden Versicherungsverträge (: 273
Haushaltspläne (D 279), aber auch der Umfang der Unfallversicherung dargestellt S 276)

Der Hauptteıil befafßt sıch mMiıt den verschiedenen Rechtsgeschäften ber Kırchenvermögen
(D 293—354). Dem Vertasser 1st zuzustiımmen, wenn ausführt, das kırchliche Veräußerungsverbot
eın Formertordernis 1im Sınne VO  } 125 BGB, sondern vielmehr als gesetzliches Verbot im Siınne VO|  — 134
BGB werten 1st und damıt die Nıichtigkeıt des Vertrags ach sıch zieht. Dıie katholische Kırche kann kraft
ıhrer verfassungsrechtlichen Stellung SC Art. 140 Grundgesetz iın Verbindung miıt Art. 137 Abs und
Art. 13/ Abs Weımarer Reichsverfassung Voraussetzung und Umfang der Vertretungsmacht ıhrer
Urgane miıt verbindlicher Außenwirkung festlegen. Damıt eine solche Satzung Außenwirkung erhält,

der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung, wobel auch dıe kirchliche Promulgatıon diese
Ertordernis ertüllt (D 324) Im September 1993 hat die Herbstvollversammlung der Bischotskonterenz die
Partikularnorm Can 1277 GE kte der außerordentlichen Vermögensverwaltung (Nr. 18), 1292 1)
1295 und 1297 CC Genehmigung VO  ; Veräußerungen und veräußerungsähnlichen Rechtsgeschäften, NCUu

gefaßt r Dazu hat die Bischofskonferenz Verwaltungsvorschriften Zur Partiıkularnorm Nr. 19
empfohlen.

Der Hauptteil 1st dem Vermögensrecht einzelner kirchlicher Rechtsträger bzw VO:  —; Vermögensmas-
scmn gewidmet (5. 355—662). Auft mehr als 300 Seıten kommt das Bıstum, das Vermögen 1m pfarrlıchen
Bereich, das Vermögen VO: Orden und ordensähnlichen Instıtutionen, das Vermögen VO  ; Vereinigungen
und Ühnlichen Trägern und fromme Verfügungen und Stiftungen »ı1ıhrem Recht«. uch werden die
vermögensrechtlichen Aspekte VO'  — »Heılıgen Sachen« behandelt. Der letzte Unterabschnitt des Kapitels
betafßt sıch miıt dem Denkmalschutz.

Im und etzten Hauptteıil wiırd das kırchliche Dıenst-—-, Arbeits- und Besoldungsrecht dargestellt
(D 663—884). In diesem Rechtsgebiet überlagern und verzahnen sıch wechelseitig Kırchenrecht, Staatskir-
chenrecht und sonstiges staatlıches Recht Die Rechtsschutzgarantıie gemäfß Art. Abs
Grundgesetz (»Wird jemand durch die öffentliche Gewalt ın seiınen Rechten verletzt, steht ıhm der
Rechtsweg offen  «) 1st ebenso tangıert und wırd behandelt wIıe die Fragen Zur Abstutfbarkeit der
Loyalıtätsobliegenheiten (S 690) Folgerichtig wird dieser Stelle der Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts aAaus dem Jahr 19/7 ZU Fall och behandelt Dıie Reichweıite des Art. 137 Abs Weımarer
Reichsverfassung ın Verbindung mıiıt Art. 140 Grundgesetz umfaßt nıcht 1UT die vertaßte Kırche, sondern
erstreckt sıch auf alle Einriıchtungen, die der Kirche zugeordnet werden können (D 691 Erst VOT kurzem
wurde diesem Grundsatz bei der Novellierung der Kirchlichen Datenschutzordnung Rechnung9
welcher NUun in Abs ausdrücklich dıe carıtatıven Eınrıchtungen ın den Geltungsbereich mıt aufnımmt.

Zu den austührlıchen und gur strukturierten Darlegungen dieses Hauptteıils sollen wel Bemerkungen
genugen. Bemerkenswert und notwendig War die Herausarbeitung des Unterschieds zwischen » Tendenz-
betrieb« und dem auf dem verfassungsrechtlıch garantiıerten Selbstbestimmungsrecht der Kıirchen eruhen-
den Recht, das kırchliche Dienst- und Arbeitsrecht und dort insbesondere bestimmte Kündigungsgründe

regeln, zumal uch kirchliche Miıtarbeıiter leichtfertig VO:|  —3 »kırchlichen Tendenzbetrieben« reden
(D 821). Auft der Herbstvollversammlung der Bischofskonterenz 1993 wurde eıne »Erklärung der deutschen
Bischöte ZU kirchlichen Diıenst« verabschiedet, die sıch mıiıt der Eıgenart des kırchlichen Dıienstes, aber
uch mıt Kündigungsgründen befaßt: »FEıne Kündigung muß als letzte Mafßnahme nıcht NUur arbeitsrecht-
lıch, sondern auch 1im Licht der relıg1ösen Dımension der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerechtfertigt
se1in. Dıie Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung hängt VO  _ den FEinzelfallumständen 1b Vor allem 1st
unterscheiden, ob eine Miıtarbeiterin der eın Mitarbeiter die Lehre der Kırche ekämpft der s1e anerkennt,
aber im konkreten Fall ve  « Eın umfangreiches Literatur-— und Sachregister SOWIEe eın Verzeichnis der
Ordensgemeinschaften und Klöster ın Bayern und ıhrer Rechtstorm runden das Handbuch ab

Heimerl; Pree und Primetshoter legen eın umfangreiches und gul gegliedertes Werk VO:  S Übersichtlich
wird das kırchliche Vermögensrecht entwickelt, dafß ın keiner Kanzlei und be1 keinem Ptarrer tehlen
sollte. Sıiegfried Fachet


